. 


Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


SET aafeg Nr. 17. RER 


Inhalt: Gefeg zur Ergänzung der Geſetze vom 7. Oktober 1865. und 7. April 1869., die Errichtung von 
trigonometriſchen Markſteinen betreffend, S. 230. — Geſetz, betreffend die im Jahre 1875. vor 
Seftftellung des Staatshaushalts⸗Etats zu leiſtenden Staatsausgaben, S. 240. — Geſetz, betreffend 
die Vereinigung mehrerer, jetzt zu Neuvorpommern gehöriger, am linken Peene⸗Ufer bei den Städten 
Anklam und Demmin belegener Diſtrikte mit Altpommern, dem Negierungsbezirke Stettin und den 
Kreiſen Anklam und Demmin, S. 242. — Geſetz, betreffend die Vetheiligung der Staatsbeamten 
bei der Gründung und Verwaltung von Aktien, Kommandit- und Bergwerks- Geſellſchaften, S. 244. — 
Vertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen Ausdehnung des Staatsvertrages vom 
20. Oktober 1872. zt., S. 248. 


(Nr. 8209.) Geſetz zur Ergänzung der Geſetze vom 7. Oktober 1865. und 7. April 1869. die 
Errichtung von trigonometriſchen Markſteinen betreffend. Vom 3. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


erg mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 5 
Einziger Paragraph. 

Grundſtücke, welche auf Grund der Geſetze vom 7. Oktober 1865. und 
vom 7. April 1869. zur Errichtung trigonometriſcher Markſteine vom Staate 
erworben find, müſſen, ſofern fie im Hypotheken ⸗reſp. Grundbuch aufgeführt 
find, auf bloße Requiſition des Kreislandraths auch dann abgeſchrieben werden, 
wenn die Enteignung nicht zwangsweiſe, ſondern im Wege der Vereinbarung 
erfolgt iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. Juni 1874. 


(I. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


Jahrgang 1874. (Nr. 82098210.) 35. (Nr. 8210.) 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Juni 1874. 
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(Nr. 8210.) Geſetz, betreffend die im Jahre 1875. vor Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
Etats zu leiſtenden Staatsausgaben. Vom 4. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
a mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 5 f 

j Einziger Artikel. 


Da für das Jahr 1875. der Staatshaushalts⸗Etat nicht vor dem Beginn 
des Jahres zur Feſtſtellung gelangen wird, fo wird die Staatsregierung, unter 
Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats für 
das Jahr 1875., ermächtigt, die im Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1874. 
unter den dauernden Ausgaben vorgeſehenen Staatsausgaben bis zum 1. April 
1875. in den Grenzen der bei den einzelnen Kapiteln und Titeln für das Jahr 
1874. bewilligten Summen aus den Einnahmen des Jahres 1875. fortleiſten 
zu laſſen. 

Die gleiche Ermächtigung wird ertheilt zur Fortleiſtung von Ausgaben 

a) zur Fortſetzung von Bauten, für welche in dem Staatshaushalts⸗Etat 
für 1874. unter den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben Ab⸗ 
ſchlagsraten von dem veranſchlagten Geſammtkoſtenbedarf ausgebracht ſind, 

b) für diejenigen Zwecke, welche ebendaſelbſt im 

Kapitel 3. zur Fortſetzung der beſchleunigteren und vervollkomm⸗ 
neten topographiſchen Aufnahme und deren Vervielfältigung, 

Kapitel 4. Titel 8. zu Remunerationen und d een 
Entſchädigungen für diejenigen Beamten, welche mit der Ausführung 
der Verordnung vom 28. September 1867., betreffend die Ablöſung 
der dem Domainenfiskus im vormaligen Königreich Hannover :zufte 
henden Reallaſten, beauftragt werden, 

Titel. 9. zu Unterſtützungen für die in Folge der Ausführung 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. aus ihren bisherigen Dienſt⸗ 
ſtellungen zu enklaſſenden, zum Bezuge von Penſionen oder Warte, 

eldern nicht berechtigten interimiſtiſchen Domainen⸗Polizeiverwalter, 
mtsdiener und Gefangenwärter, 

Kapitel 5. Titel 1. zur Ablöſung von Forſtſervituten, Reallaſten 

und Paſſivrenten, 

Titel 2. Prämien zu Chauſſeebauten im Intereſſe der Forſtver⸗ 

waltung, 

Titel 3. Zuſchuß zu Forſtkulturen (vergl. Kapitel 2. Titel 18. des 

Ordinariums), N 

Titel 4. zur Beſchaffung fehlender Förſterdienſtwohnungen, 

Kapitel 6. zur Ausführung der anderweiten Regelung der Grund: 

ſteuer in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗ 
Naſſau, ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim, 
ga. 


n 
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Kapitel 9. Titel 56. zu unvorhergeſehenen Straßen., ‚Damm, 
Brücken, Stadt⸗ und Landbauten, ſowie für Vorarbeiten, 

Titel 58. Zuſchuß zum Chauſſee⸗ Neubaufonds, 

Kapitel 10. Titel 1. zur Ausführung von Bohrverſuchen, 
Titel 2. zu Bauprämien für Berge und Hüttenleute, welche in 
der Nähe der G tarbrücker Steinkohlengruben, der Oberſchleſtſchen G 

kohlenbergwerke Königsgrube und Königin Luiſe⸗Grube und der Eiſen⸗ 
gießerei bei Gleiwitz ſich Wohnhäuſer für eigene Rechnung bauen, 
Titel 3. zur Gewährung unverzinslicher Darlehne an ſolche 
Berg, und Hüttenleute, welche ſich Wohnhäuſer für eigene Rech— 
nung bauen, l 
Titel 5. zur Fortführung des Seegeberger Steinſalzſchacht⸗ 
Unternehmens, 
Kapitel 11. Titel 49. Dispoſitionsfonds zu unvorhergeſehenen 
Ausgaben für die Staatseiſenbahnen, 
Kapitel 13. Titel 4. Koſten für die Polizeianwaltſchaften, 
Kapitel 14. Titel 11. zur Förderung der Obſtkultur mit Ein⸗ 
ſchluß der Ausgaben für die Einrichtungen des, pomologiſchen und 
Mae ituts zu Geiſenheim und des pomologiſchen Inſtituts zu 
roskau, 
Titel 16. zur Hebung der Fiſcherei, 
Titel 17. für die wiſſenſchaftliche Kommiſſion in Kiel zur Er- 
forſchung der Mere im Mee der Seefiſcherei, b 
Titel 19. extraordinairer Zuſchuß zu Kapitel 111. Titel 9. des 
ordentlichen Etats unter den nämlichen zerwendungsbedingungen, 
Titel 23. für das Dünenweſen in den Provinzen Preußen und 
Pommern, 
vorgeſehen ſind. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juni 1874. 


(L. S. Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
. Achenbach. 


(Nr. 8210-8211.) 35° (Nr. 8211.) 
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(Fr. 8211.) Geſetz, betreffend die Vereinigung mehrerer, jetzt zu Neuvorpommern gehöriger, 
am linken Peene-Ufer bei den Städten Anklam und Demmin belegener 
Diſtrikte mit Altpommern, dem Regierungsbezirke Stettin und den Kreiſen 
Anklam und Demmin. Vom 9. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 
8.51 


Die nachfolgend näher bezeichneten, auf dem linken Ufer der Peene nahe 
bei den Städten Anklam und Demmin gelegenen Diſtrikte, und zwar: 


1) die Vorſtadt Peenedamm und der dieſelbe umſchließende Theil des ehe⸗ 
maligen Gebietes der Stadt Anklam, begrenzt im Süden von der Peene, 
im Weſten von dem Rittergute Menzlin, im Norden von den Gütern 
Menzlin, Jargelin, Ziethen, Reltzow, Murchin und im Oſten von den 
Gutsbezirken Libbnow und Pinnow durch den ſogenannten Libbnowſchen 
Mühlengraben, 

2) folgende ehemalige Weichbildstheile der Stadt Demmin: die ſogenannte 
Kahldenfeldmark mit der Ortſchaft Stuterhof, das der Stadt gehörige 
Devener Holz nebſt den zwiſchen dieſen und der Peene gelegenen Wieſen 
und die ſogenannte Holſtenfeldmark, mit den Ortſchaften Meyenkrebs, 
Erdmannshöhe und Waldberg in demjenigen Umfange, wie ſolchen das 
vom Kreislandrathe aufgenommene Protokoll d. d. Demmin, den 
22. Auguſt 1865. und die im Mai 1868. von dem Kataſterkontroleur 
Schultz angefertigte Ueberſichtskarte ergiebt, 


werden unter Abtrennung von dem Regierungsbezirke Stralſund und von dem 
durch die Verordnung vom 17. Auguſt 1825. (Geſetz-Samml. 1825. S. 215.) 
$. 1. feſtgeſtellten kommunalſtändiſchen, zugleich auch Landarmenverbande Neu- 
vorpommerns und Rügens, ſowie von den Kreiſen Greifswald (zu 1.) und 
Grimmen 90 2.) — dem Regierungsbezirke Stettin, dem kommunalſtändiſchen 
und dem Landarmenverbande von Altpommern (Verordnung vom 17. Auguſt 
1825., Geſetz⸗Samml. S. 215. und Verordnung vom 29. Juli 1871., Geſetz⸗ 
Samml. S. 321.), ſowie beziehungsweiſe dem Kreiſe Anklam (zu 1.) und 
dem Kreiſe Demmin (zu 2.) einverleibt. 


§. 2. 

Vom Tage des Eintritts der im F. 1. verordneten Bezirksänderung ab 
treten in den in §. 1. unter Nr. 1. aufgeführten Gebietstheilen die in der Stadt 
Anklam und in den im F. 1. unter Nr. 2. 5 Gebietstheilen die in 
der Stadt Demmin geltenden Preußiſchen und Vorpreußiſchen Geſetze und Be⸗ 
ſtimmungen landesrechtlicher, provinzieller oder ſtatutariſcher Natur nach Maß. 
gabe der bei Einführung der Allgemeinen Gerichts- und Kriminalordnung 5 

es 


r rr F 
N 5 EN 
* 


— 243 — 


des Allgemeinen Landrechts in Altpommern zur Anwendung gekommenen Vor⸗ 
ſchriften an die Stelle der bis dahin dort geltenden Geſetze un Beſtimmungen. 


8. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1874. in Kraft. Die Ausführung 
deffelben erfolgt durch die Minifter des Innern und der Juſtiz. 

Die in Folge der Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Auseinander- 
ſetzung zwiſchen den betheiligten engeren und weiteren kommunalen Verbänden 
iſt im Verwaltungswege zu bewirken. Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, 
unterliegen der Entſcheidung des Verwaltungsgerichts. 

as in $. 1. in Bezug Bean Protokoll vom 22. Auguft 1865., ſo⸗ 
wie die Schultzſche Ueberſichtskarte werden im Original in dem Archive der 
Regierung zu Stettin und in beglaubigten Kopien bei der Regierung zu Stral⸗ 
ſund, ſowie bei den Landrathsämtern Demmin und Grimmen niedergelegt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. Juni 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


(Nr. 8211-8212) e (Nr. 8212.) 
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(Nr. 8212.) Geſetz, betreffend die Betheiligung der Staaatsbeamten bei der Gründung und 
Verwaltung von Aktien, Kommandit- und Bergwerks- Geſellſchaften. Vom 
10. Juni 1874. : 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen . 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
EL | | 

Unmittelbare Staatsbeamte dürfen ohne Genehmigung des vorgeſetzten 
Reſſortminiſters nicht Mitglieder des Vorſtandes, Aufſichts⸗ oder Verwaltungs⸗ 
rathes von Aktien, Kommandit⸗ oder Bergwerks⸗Geſellſchaften fein, und nicht in 
Komites zur Gründung ſolcher Geſellſchaften eintreten. 5 

Eine ſolche Mitgliedſchaft iſt gänzlich verboten, wenn dieſelbe mittelbar 
oder unmittelbar mit einer Remuneration oder mit einem anderen Vermögens⸗ 
vortheile verbunden iſt. Jedoch können die vor der Publikation dieſes Geſetzes 
bereits ertheilten Genehmigungen, ſofern ſich aus der Benutzung derſelben keine 
Unzuträglichkeiten ergeben haben, bis zum 1. Januar 1876. in Kraft belaſſen werden. 


$. 2. f i 
Solchen unmittelbaren Staatsbeamten, welche aus der Staatskaſſe eine 
fortlaufende Beſoldung oder Remuneration nicht beziehen, oder welche nach der 
Natur ihres Amtes neben dieſer Beſoldung noch auf einen anderen Erwerb hin- 
gewieſen find (Medizinalbeamte u. ſ. w.) kann die Genehmigung, auch wenn 
mit der Mitgliedſchaft ein Vermögensvortheil verknüpft iſt, ertheilt werden, ſo⸗ 
fern die Uebernahme der letzteren nach dem Ermeſſen des vorgeſetzten Reſſort⸗ 

miniſters mit dem Intereſſe des Staatsdienſtes vereinbar erſcheint. 


$. 3. 
Die ertheilte Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 


8. 4. 

Auf Rechtsanwalte, Advokatanwalte und Notarien, ſowie auf einſtweilen 
in den Ruheſtand verſetzte Beamte finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes keine 
Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
ar Achenbach. 


(Nr. 8213.) 


Zen 


(Nr. 8213.) Vertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen Ausdehnung des 
Staatsvertrages vom 20. Oktober 1872. auf die Leitung der Ablöſungen 
anderer Grundgerechtigkeiten, der Gemeinheitstheilungen und der Zuſammen⸗ 
legungen der Grundſtücke im Fürſtenthum Schaumburg ⸗Lippe durch die 
Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden. Vom 27. April 1874. 


Nice Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, dem 
Wunſche Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Schaumburg-Lippe mit Bereit⸗ 
un de entgegengekommen ſind, auch die en gg der Ablöſungen der Servituten 
auf Aeckern, Wien „Aengern und fonftigen Weideplätzen, der Gemeinheitsthei⸗ 
lungen und der Zusammenlegung der Grundſtücke im Fürſtenthum Schaumburg⸗ 
Lippe den Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs Behörden zu übertragen, 
find zur Feſtſtellung der hierbei erforderlichen Beſtimmungen i 
Königlich Preußiſcher Seits: 
der Geheime Ober⸗Regierungsrath Haack 
und 
Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſcher Seits: 
der Regierungsrath Spring 
e ie und haben unter Vorbehalt der landesherrlichen Ratifikation 
olgenden Vertrag geſchloſſen. 
Artikel J. 

Die Leitung der BEN der Servituten auf Aeckern, Wieſen, Aengern 
und a Weideplätzen, der emeinheitstheilungen und der Zuſammenlegungen 
der Grundſtücke ſoll im Fürſtenthum Schaumburg-Lippe durch die im Artikel J. 
des Vertrages zwiſchen Preußen und Schaumburg ⸗Lippe wegen Uebertragung 
der Leitung der Forſtberechtigungs⸗ Ablöſungen im Fürſtenthum Schaumburg⸗ 
Lippe auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden vom 20. Okto⸗ 
ber 1872. benannten Königlich Preußiſchen Behörden erfolgen. 

An die Stelle des im Artikel I. des erwähnten Vertrages genannten Ober⸗ 
Appellationsgerichts tritt mit Bezug auf das Geſetz vom 6. Februar 1874. das 
Königliche Ober⸗Tribunal. aller 

rtikel II. 


| Es follen dabei die Beſtimmungen in den Artikeln II. bis inkl. VII. des 
eben genannten Staatsvertrages, ſowie sub Ziff. 1. 2. 3. und 5. des dazu ge⸗ 
hörigen Schlußprotokolls vom 20. Oktober 1872. — mit Subſtituirung des 
1. Juni 1874. für den sub Ziff. 2. Al. 2. dieſes Schlußprotokolls genannten 
Zeitpunkt — ebenfalls Anwendung finden. 

5 Artikel III. 

Der im Artikel VIII. des Staatsvertrages vom 20. Oktober 1872. ſtipulirte 
Koſtenbeitrag gilt als Entſchädigun auch für die durch gegenwärtige Ueberein⸗ 
kunft den Königlich Preußiſchen Behörden übertragenen Geſchäfte und bleibt bis 
zum Schluſſe des Jahres 1877. auf die Summe von fünfhundert Thalern 
jährlich feſtgeſtellt und für die weitere Folgezeit beſonderer Verabredung vorbehalten. 

(Nr. 8213) . 5 Art. 


N 


Artikel IV. 


Die Ausführung dieſes Vertrages erfolgt am 1. Juni 1874. 

Von dem Vertrage zurückzutreten, ſoll ſowohl der Königlich Preußiſchen 
Regierung als der Fürstlich Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung nach Ablauf des 
Jahres 1877. und von da ab jeder Zeit nach einjähriger Kündigung freiſtehen. 

Eine gleiche Kündigung ſoll der Königlich Preußiſchen Regierung inner⸗ 
halb der vertragsmäßigen Zeit bis zum Schluſſe des Jahres 1877. freiſtehen, 
wenn an den materiellen Beſtimmungen des im Einverſtändniſſe mit der Königlich 
Preußiſchen Regierung in Betreff der Ablöſung der Servituten auf Aeckern, 
Wieſen, Aengern und ſonſtigen Weideplätzen, der Gemeinheitstheilungen und der 
Zuſammenlegung der Grundſtücke im Fürſtenthum Schaumburg-Lippe feſtgeſtellten 
und ſofort nach Publikation dieſes Vertrages zu erlaſſenden Geſetzes etwas ge⸗ 
ändert werden ſollte. 5 

Artikel V. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll zweimal ausgefertigt und unverzüglich zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden binnen vier Wochen in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 27. April 1874. 


(L. S.) Wilhelm Ludwig Haack. 
(L. S.) Heinrich Spring. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden bewirkt worden. 


Berichtigung. 


In der Ueberfchrift des Geſetzes zur Ergänzung des Geſetzes vom 6. Mai 
1869. über die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitungen zum höheren 
Juſtizdienſte vom 1. Juni 1874. S. 212. der Geſetz⸗Sammlung für 1874. 
Z. 3. iſt ſtatt „S. 650. ff.“ zu ſetzen: S. 658. ff. 
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Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 
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